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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. Februar 1965 

6 — 68070 — 5125/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Niederlassungsrecht in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Richtlinie des Rats auf Anerkennung des Rechts der 
Landwirte, die Angehörige eines Mitgliedstaates und in 
einem anderen Mitgliedstaat ansässig sind, auf Betriebs- 
Wechsel. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 20. Januar 1965 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusscs zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Codesi)erg, 
Postfadi H21, f iot'thestraße 54, Ted. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
auf Anerkennung des Rechts der Landwirte, die Angehörige 
eines Mitgliedstaates und in einem anderen Mitgliedstaat 
ansässig sind, auf Betriebswechsel 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN | 

WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — ! 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft insbesondere auf 
Artikel 54 Absatz 2 und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit 1) und insbesondere auf Abschnitt IV, F, 3, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses, 

und in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Allgemeine Programm zur Aufhebung der 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit enthält 
für die Verwirklichung dieser Niederlassungsfrei- 
heit im Bereich der Landwirtschaft einen besonderen 
Zeitplan, der die besondere Eigenart der landwirt- 
schaftlichen Tätigkeit berücksichtigt. Zu der dritten 
Gruppe der in diesem Zeitplan vorgesehenen Maß- 
nahmen gehört, daß jeder Mitgliedstaat, zu Beginn 
des dritten Jahres der zweiten Stufe den Landwirten, 
die Angehörige anderer Mitgliedstaaten und seit 
mehr als zwei Jahren ansässig sind, das Recht auf 
Betriebswechsel zuerkennt. 

Das Recht auf Betriebswechsel, das Gegenstand 
dieser Richtlinie ist, ist unabhängig von der Rechts- 
form der Betriebshaftung des Betriebs. Es darf in 
seinen Auswirkungen die Rechte des Betroffenen 
hinsichtlich seiner Stellung als Ausländer nicht ver- 
mindern und sein Recht auf Betriebswechsel de 
facto nicht einschränken. 

Diese Richtlinie gilt nicht für Begünstigte der 
Richtlinie des Rats Nr. 63/261 vom 2. April 1963 -), 
die hinsichtlich des Rechts auf Betriebswechsel den 
Inländern gleichgestellt sind. 

Soweit für die Anwendung dieser Richtlinie eine 
Definition des landwirtschaftlichen Betriebs erfor- 
derlich ist, fällt diese unter die Zuständigkeit des 
betroffenen Mitgliedstaats, insbesondere hinsichtlich 
der Mindestgröße des Betriebs. 

’) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 36 

=■’) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 
vom 20. April 1963, S, 1323 


In Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie des Rats 
Nr. 63/262 vom 2. April 1963 über die Einzelheiten 
für die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
für lanwirtschaftliche Betriebe, die seit mehr als 
zwei Jahren verlassen sind oder brachliegen, wird 
die Anerkennung des Rechts auf Wechsel ausdrück- 
lich von der Durchführung dieser Richtlinie abhängig 
gemacht — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Jeder Mitgliedstaat beseitigt nach Maßgabe der 
folgenden Bestimungen zu Gunsten der Angehörigen 
und Gesellschaften der anderen Mitgliedstaaten, die 
auf seinem Hoheitsgebiet seit mehr als zwei Jahren 
eine landwirtschaftliche Tätigkeit ausüben — im fol- 
genden Begünstigte genannt — , die Beschränkungen, 
die ihnen das Recht auf Betriebswechsel in der 
Landwirtschaft verweigern oder einschränken. 


Artikel 2 

1. Recht auf Betriebswechsel im Sinne der vorlie- 
genden Richtlinie ist die Möglichkeit für den Be- 
günstigten, unter den gleichen Voraussetzungen, die 
für den Inländer gelten, auf einen anderen Betrieb 
seiner Wahl in dem Staat, indem er ansässig ist, 
überzuwechseln. Dieser Wechsel muß ohne Rück- 
sicht auf die Rechtsform der Nutzung des früheren 
und des neuen Betriebs erfolgen können. 

2. Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten für 
die in Anlage V des Allgemeinen Programms zur 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit (Hauptgruppe aus 01 — Landwirtschaft der 
„Classification internationale type, par Industrie, 
de toutes branches d'activite economique" aufge- 
führten Tätigkeiten, insbesondere: 

a) allgemeine Landwirtschaft, einschließlich Wein- 
bau, Obstbau, Samenzucht, Gemüsebau, Blumen- 
und Pflanzenzucht, auch in Gewächshäusern; 

b) Viehzucht, Geflügelzucht, Kaninchenzucht, Pelz- 
tierzucht usw.; Bienenzucht; Erzeugung von 


•*) Statistisches Amt der Vereinten Nationen, Etudes 
Statistiques, Serie M, Nr. 4 rev. New York 1958 
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Fleisch, Milch, Wolle, Häuten und Pelzen, Eiern, 
Honig. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen die Beschränkun- 
gen, die 

— auf Grund von Rechts- oder Verwaltungsvor- 
schriften den Begünstigten an einem Besitzwech- 
sel hindern oder den Betriebswechsel von beson- 
deren Bedingungen abhängig machen; 

— die Folge einer Verwaltungspraktik sind, die 
eine Diskriminierung der Begünstigten gegen- 
über den Inländern bezüglich des Rechts auf 
Betriebswechsel darstellt. 

2. Insbesondere sind die Beschränkungen aufzu- 
heben, die den Begünstigten auf Grund folgender 
Bestimmungen das Recht verweigern oder beschrän- 
ken, unter den gleichen Voraussetzungen wie sie 
für Inländer gelten, einen Betriebswechsel durch- 
zuführen: 

In Frankreich: 

— Ausländer, die Begünstigte der Richtlinie des 
Rats Nr. 63/262 vom 2. April 1963 sind, müssen 
für die Niederlassung auf einem verlassenen 
oder brachliegenden Betrieb eine Genehmigung 
erwirken (Artikel 3 des Dekrets Nr. 63 — 1019 
vom 10. Oktober 1963); 


— Ausländer müssen für einen Betriebswechsel 
einen neuen Ausweis für Landwirte oder eine 
neue Genehmigung zur landwirtschaftlichen Tä- 

I tigkeit erwirken (Artikel 4 des Dekrets Nr. 5472 
vom 20. Januar 1954 und Artikel 4 des Ministe- 
rialerlasses vom 31. März 1955; 

ln Belgien: 

— Die Gültigkeit des Ausweises für ausländische 
Berufstätige kann auf einen Betrieb beschränkt 
werden (Artikel 2 des Königlichen Erlasses über 
die Regelung der gewerblichen Tätigkeit von 
Ausländern vom 16. November 1939). 

3. Durch den Wechsel auf einen neuen Betrieb 
werden die dem Betroffenen durch Anwendung der 
Richtlinie Nr. 63/262 des Rats zuerkannten Rechte 
hinsichtlich seiner Stellung als Ausländer nicht ge- 
mindert. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen zur Durchführung dieser Richtlinie bin- 
I nen sechs Monaten nach ihrer Bekanntgabe und set- 
zen die Kommission unverzüglich von diesen Maß- 
nahmen in Kenntnis. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
I richtet. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Grundlagen des Vorschlags 

Das am 18. Dezember 1961 vom Rat beschlossene 
Allgemeine Programm zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit enthält 
einen besonderen Zeitplan für die Landwirtschaft, 
in dem vorgesehen ist, daß zu Beginn des dritten 
Jahres der zweiten Stufe das „Recht der Landwirte, 
die Angehörige anderer Mitgliedstaaten und seit 
mehr als zwei Jahren ansässig sind, auf Betriebs- 
wechsel" anerkannt wird. 

Gemäß Artikel 54 Absatz 2 des Vertrages legt die 
Kommission dem Rat ihren Vorschlag zur Durch- 
führung dieser Bestimmung vor. Weiterhin besagt 
dieser Artikel, daß der Rat nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Euro- 
päischen Parlaments mit qualifizierter Mehrheit be- 
schließt. Dieser Vorschlag steht an dritter Stelle in 
der Serie der Maßnahmen (zusammen mit den Be- 
stimmungen über landwirtschaftliche Pachtverträge), 
deren Zweck die Gewährleistung der Niederlas- 
sungsfreiheit in der Landwirtschaft ist, die beiden 
ersten Maßnahmen waren die Richtlinien des Rats 
Nr. 63/261 und 63/262 vom 2. April 1963 2) über die 
Festsetzung der „Einzelheiten für die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit in der Land- 
wirtschaft im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates 
für Angehörige der anderen Länder der Gemein- 
schaft, die als landwirtschaftliche Arbeitnehmer 
zwei Jahre lang ohne Unterbrechung in diesem 
Mitgliedstaat gearbeitet haben „und die Einzelheiten 
für die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
für landwirtschaftliche Betriebe die seit mehr als 
zwei Jahre verlassen sind oder brachliegen." 


1. ALLGEMEINES 

Im Zeitplan zur Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit erklärt sich die Bedeutung, die der Gleich- 
stellung des Ausländers aus einem Mitgliedstaat 
der Gemeinschaft gegenüber dem Angehörigen des 
Aufnahmestaates hinsichtlich des Rechts auf Be- 
triebswechsel beigemessen wird, durch den Einfluß 
der Mobilität des Bodens auf die Rationalisierung 
der landwirtschaftlichen Erzeugung; ein weiterer 
Grund liegt in der Notwendigkeit, das Werk zu 
vollenden, das durch die Richtlinie Nr. 263/262 des 
Rats vom 2. April 1963 über die Niederlassungs- 
freiheit der landwirtschaftlichen Betriebe, die seit 
mehr als zwei Jahren verlassen sind oder brach- 
liegen *^), begonnen wurde. 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 36/62 
2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 
vom 20. April 1963, S. 1323, 1326 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 
vom 20. April 1963, S. 13/26 63 


1. Mobilität des Bodens 

Wenn als Mobilität des Bodens die Tatsache gilt, 
daß dieser in andere Hände übergehen kann, ist 
zwangsläufig einzuräumen, daß von allen Produk- 
tionsfaktoren in der Landwirtschaft der Boden 
sicherlich die geringste Mobilität besitzt. Diese wird 
im wesentlichen durch eine der drei folgenden 
Arten erzielt: Erbfolge, Verkauf, Verpachtung. 

Der Wechsel durch Erbfolge'*), der sich aus der 
natürlichen Aufeinanderfolge der Generationen und 
der Durchschnittsdauer des tätigen Lebens ergibt, 
ist sehr selten, denn wenn man die Generationen- 
folge auf Intervalle von durchschnittlich 35 Jahren 
berechnet, wechselt weniger als 3 v. H. des Bodens 
jährlich den Besitzer; wenn man annimmt, daß die 
Generationen sich in Zeiträumen von durchschnitt- 
lich 30 Jahren folgen, beträgt der Anteil jährlich 
etwa 3,3 v. H. Diese Zahlen sind sehr niedrig und 
sogar eind Verminderung der Arbeitsdauer durch 
verfrühten Ruhestand ändert sie nicht wesentlich. 
Im allgemeinen haben Landwirte die Neigung, län- 
ger an der Spitze ihres Betriebes zu bleiben. 

Betriebswechsel als Folge von Verkäufen sind 
noch seltener; 1,3 v. H. in Belgien im Jahre 1958; 
0,61 V. H. in der Bundesrepublik Deutschland (Schles- 
wig-Holstein) im Jahre 1958; 1,93 in Italien ln den 
Jahren 1959 bis I960; 1,85 v. H. in Luxemburg im 
Jahre 1958. 

Betriebswechsel durch Verpachtung zeigen in den 
einzelnen Länder unterschiedliche Zahlen. In Frank- 
reich werden jährlich etwa 6 bis 8 v. H. der Betriebe 
verpachtet. Die Anteile variieren jedoch erheblich in 
den einzelnen Departements; in der Bundesrepublik 
(Schleswig-Holstein) lag der Anteil im Jahre 1959 
unter 1 v. H. 

Diese aus den drei wichtigsten Möglichkeiten des 
Betriebswechsels ausgewählten Beispiele zeigen die 
geringe Mobilität des Bodens in der Gemeinschaft. 
Obgleich es sich nur um Durchschnittswerte handelt, 
die aus anderen Gründen — z. B. durch Indu- 
strialisierung und Landflucht, die durch Vergröße- 
rung der einzelnen Betriebe ebenfalls die Boden- 
mobilität begünstigen — ist es jedoch überraschend 
festzustellen, daß dieser Produktionsfaktor gegen- 
wärtig so unbeweglich bleibt. Ein derartiger Still- 
stand fördert nicht die Bildung von Betrieben, deren 
Umfang wirtschaftlich die besten Möglichkeiten 
bietet, im Bemühen um Parität zwischen der Land- 
wirtschaft und den anderen Sektoren durch bessere 
Anpassung der Produktionsfaktoren die erforder- 
lichen Anpassungen durchzuführen. 


h Zahlen sind der Studio über die Mobilität des Bodens 
Dok. VI/ 1250/1 '61 entnommen. 

■') Zahlen sind der Studie über die Mobilität des Bodens 
Dok. VI/ 1250/1/61 (Kommission) entnommen. 
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2. Ausländische Landwirte und Recht auf Betriebs- 
wechsel 

Diese bereits so geringe Mobilität des Bodens wird 
häufig noch durch Maßnahmen eingeschränkt, die 
zum Teil Ausländer an einem Betriebswechsel hin- 
dern; wenn die Staaten diesen Personen die Geneh- 
migung zur Niederlassung auf ihrem Hoheitsgebiet 
erteilen, beschränken sie diese Möglichkeit manch- 
mal auf einen bestimmten Betrieb. Diese, von 
Erwägungen rein nationaler Art gelenkte Praktik 
ist nicht mit der von der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft geforderten Niederlassungsfreiheit 
vereinbar. 

Die Richtlinie des Rats Nr. 63/262 vom 2. April 1963 
hat das Recht auf Betriebswechsel gewährt, es 
jedoch nur auf verlassene oder brachliegende Be- 
triebe beschränkt. 

Häufig haben Landwirte, die Angehörige anderer 
Mitgliedstaaten und auf genutzten und nutzbaren 
Ländern ansässig sind — und die große Masse der 
ausländischen Landwirte bilden — noch nicht das 
Recht auf Betriebswechsel. Ihr Niederlassungsrecht, 
das durch den Aufnahmestaat auf einen bestimmten 
Betrieb beschränkt wurde, ist jedoch durch dieses 
Recht zu ergänzen. Diese Landwirte werden die 
Möglichkeit des Wechsels auf einen anderen Betrieb 
haben, ohne dabei auf größere Schwierigkeiten zu 
stoßen als die Inländer, d. h, ohne bei jedem Be- 
triebswechsel ihre Niederlassungsgenehmigung in 
Frage gestellt zu sehen. 

Dieser wenn auch geringe Beitrag zur Mobilität 
des Bodens darf nicht übersehen werden, denn er 
beseitigt einen störenden Unterschied in der Be- 
handlung, soweit einem Ausländer, der Angehöriger 
eines EWG-Staates ist, bestimmter Grund und Boden 
zugewiesen wurde. 

11. BESONDERER TEIL 

Um den genauen Geltungsbereich der im Vertrag 
und in dem Allgemeinen Programm vorgesehenen 
Niederlassungsfreiheit auf dem Gebiet des Rechts 
auf Betriebswechsel, sind in dem Vorschlag folgende 
Begriffe definiert: 

— Betriebswechsel, 

— Begünstigte, 

— aufzuhebende Beschränkungen. 

1. Betriebswechsel 

Die Verwirklichung des Rechts auf Betriebswechsel 
setzt voraus, daß der genaue Inhalt dieser Begriffe 
festgelegt wird. 

Das in seinen Grundzügen durch die Gleichstellung 
mit den Inländern gekennzeichnete Niederlassungs- 
recht trennt die Zuständigkeiten der Gemeinschaft 
von denen der Mitgliedstaaten. Diesen letzteren 
obliegt zweifellos die Definition des landwirtschaft- 
lichen Betriebs. Die meisten Mitgliedstaaten haben 
allgemeine in den Bereich des bürgerlichen Rechts 
fallende Vorschriften oder Sonderbestimmungen er- 
lassen, mit denen der Begriff des Betriebes sich fest- 
legen läßt. Wenn für die Anwendung des Vor- 


schlags keine Definition gegeben wurde, ist anzu- 
nehmen, daß das Recht auf Betriebswechsel auch für 
jede andere landwirtschaftliche Produktionseinheit 
gewährt wird. 

Der Begriff des Betriebswechsels ist ebenfalls näher 
zu erläutern. Wenn es den Mitgliedstaaten obliegt 
festzulegen, was sie unter dem Wechsel von einem 
Betrieb auf einen anderen verstehen, müssen sie, 
sofern die so festgelegten Regeln in gleicher Weise 
auf die Inländer wie auch auf die Angehörigen der 
anderen Mitgliedstaaten der EWG anwendbar sind, 
zumindest darüber wachen, daß dieser Wechsel ohne 
Rücksicht auf die Rechtsform der früheren und neuen 
Nutzung stattfinden kann, d. h. bei dieser Gelegen- 
heit muß ein Wechsel dieser Rechtsform (insbeson- 
dere Übernahme eines Betriebs) ohne weitere Förm- 
lichkeiten als bei einem Inländer durchführbar sein. 

2. Begünstigte 

Durch die Richtlinien des Rats wurde die Niederlas- 
sungsfreiheit in der Landwirtschaft bereits zwei 
Gruppen von Begünstigten gewährt. 

Landwirte, die als landwirtschaftliche Arbeitnehmer 
zwei Jahre lang ohne Unterbrechung in dem Auf- 
nahmeland gearbeitet haben, sind den Inländern 
bereits vollkommen gleichgestellt. 

Für die auf verlassenen oder brachliegenden Besit- 
zen ansässigen Landwirte soll der Vorschlag als die 
in Artikel 4 der Richtlinie Nr. 63/262 vom 2. April 
1964 noch bestehende Ausnahme aufheben. Sie wer- 
den künftig die Möglichkeit des Wechsels auf jeden 
beliebigen Betrieb haben und behalten in diesem 
Falle die vollständige Gleichstellung mit dem In- 
länder, die sie sonst bereits besitzen. 

Landwirte, die nicht im Rahmen der vorstehend auf- 
gezeichneten Möglichkeiten ansässig sind, werden 
ebenfalls durch diesen Vorschlag begünstigt; soweit 
der Wechsel ihnen bisher noch untersagt oder von 
einer Genehmigung abhängig war, ist er künftig 
genehmigt und frei. 

Zu den Begünstigten dieses Vorschlags gehören 
zweifellos auch die Genossenschaften, da sie nach 
Artikel 58 des Vertrages den Staatangehörigen der 
Mitgliedstaaten und der überseeischen Länder und 
Hoheitsgebiete gleichgestellt sind. Abschnitt IV, F, 3 
behält die Vergünstigung der Gleichstellung mit den 
Inländern hinsichtlich des Rechts auf Betriebswech- 
sel nur den Landwirten vor, „die Angehörige an- 
derer Mitgliedstaaten“ sind, sofern sie als selbstän- 
dige Landwirte seit zwei Jahren ansässig sind. Der 
Vorschlag hat also nicht den Zweck, den Landwirten 
der Gemeinschaft die Aufnahme des Gewerbes zu 
ermöglichen; er will vielmehr das Niederlassungs- 
rccht vervollständigen, das ihnen entweder auf- 
grund von Richtlinien der Gemeinschaft oder auf 
Grund bilateraler, durch den Grundsatz des „stand- 
still“ aufrechterhaltenes Abkommen zugute kommt 
und für die Gewährung dieser zusätzlichen Vergün- 
stigung einer Fristsetzung erforderlich macht. 

3. Aufzuhebende Beschränkungen 

Der Grundsatz der Gleichstellung mit dem Inländer 
bezeichnet den genauen Umfang des durch diesen 
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Vorschlag angestrebten Zieles. Artikel 52 Absatz 2 
des Vertrages bestimmt, daß die Aufnahme und 
Ausübung selbständiger Erwerbstäligkeiten den Be- 
günstigten „nach den Bestimmungen des Aufnahme- 
staates für seine eigenen Angehörigen" gewähr- 
leistet sein muß. Das allgemeine Programm legt in 
Abschnitt 111 fest, daß zwei Arten von Beschränkun- 
gen aufzuheben sind: 

— spezifisch diskriminierende Beschränkungen 

— Beschränkungen, die zwar nicht spezifisch dis- 
kriminierend sind, jedoch de facto in erster Linie 
Ausländer betreffen. 

Damit wird auf tatsächlich bestehende Situationen 
hingewiesen, d. h. zur Ermittlung, ob eine Bestim- 
mung oder Praktik diskriminierend ist, sind die Aus- 
wirkung und nicht das Ziel zu betrachten. 

Unter den in dem Vorschlag erwähnten Beschränkun- 
gen betreffen einige unmittelbar das Recht auf Be- 
triebswechsel und bedürfen keines Kommentars. Bei 
anderen hingegen handelt es sich um allgemeine 
Voraussetzungen für die Aufnahme oder Ausübung 
beliebiger Tätigkeiten durch Ausländer; diese müs- 
sen aufgehoben werden, zumindest soweit sie die 
Anwendung der innerstaatlichen Bestimmungen über 
das Recht auf Betriebswechsel auf Angehörige der 
EWG behindern. 
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